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Bundeshaushalt 1978

Rückbesinnung auf Keynes

D e r Bundeshaushalt des Jahres 1978 soll nach 
dem am 4. Oktober dem Bundestag vorgelegten 
Entwurf gegenüber 1977 eine Ausgabensteigerung 
von 10,1 %  aufweisen, die nur durch eine weitere 
Erhöhung der Verschuldung finanziert werden 
kann. Damit hat sich innerhalb eines halben Jah
res ein radikaler Kurswechsel in der Finanzpolitik 
vollzogen. Statt der noch im Frühjahr bei der Ver
abschiedung des Haushalts für 1977 von allen 
Seiten propagierten Priorität der Konsolidierung 
der öffentlichen Haushalte ist jetzt w ieder die 
Belebung der Konjunktur an die erste Stelle des 
finanzpolitischen Zielkatalogs getreten.

Angesichts der derzeitigen konjunkturellen Situa
tion kann dieser Kurswechsel nur begrüßt wer
den. Mußte schon zu Jahresbeginn die Überbeto
nung der Haushaltskonsolidierung trotz der da
mals recht optimistischen Konjunkturprognosen 
mit Skepsis betrachtet werden, so war die Rück
besinnung auf Keynes in Anbetracht der bereits 
wieder eingetretenen Abschwächung des noch 
gar nicht richtig in Gang gekommenen Auf
schwungs unumgänglich. Als besonders positiv 
ist dabei die Tatsache zu bewerten, daß die Inve
stitionsausgaben mit 16,5%  eine deutlich höhere 
Zuwachsrate als der Gesamthaushalt aufweisen. 
Ob allerdings der gewünschte beschäftigungs
politische Effekt erzielt werden kann, hängt we
sentlich von zwei Voraussetzungen ab. Zum einen 
müssen die vorgesehenen Investitionsmaßnahmen 
zügig durchgeführt werden, und zum anderen 
dürfen die expansiven Maßnahmen des Bundes 
nicht wieder, wie schon so oft, durch entspre
chende Sparmaßnahmen der Länder und Gemein
den konterkariert werden. wei

Gewerkschaften

Mitbestimmung und Multis

S e it langem bemühen sich die Gewerkschaften, 
mit den multinationalen Unternehmen, die sich 
ihrem Zugriff zu entziehen drohen, gleichzuzie
hen. Für viele der großen Automobil-, Elektro- 
und Chemiekonzerne wurden im Rahmen der be
stehenden internationalen Berufssekretariate 
„W elträte“ gegründet, die Informationen sammeln 
und Aktionen der nationalen Gewerkschaften ko

ordinieren sollen. Die multinationalen Unterneh 
men haben sich allerdings bisher durchweg ge 
weigert, die Welträte anzuerkennen. Für sie sine 
nur die nationalen Verbände legitime Verhand 
lungspartner.

Die gewerkschaftliche Strategie ist jetzt um ein« 
neue Variante bereichert worden. M it dem Be 
Schluß der IG Chemie, den Generalsekretär de: 
Internationalen Bundes der Chemiearbeiter, dei 
Kanadier Charles Levinson, in den Aufsichtsra 
der deutschen Du Pont-Tochter zu entsenden 
werden die internationalen Gewerkschaftsgremiei 
auch ohne Zutun der Unternehmen aufgewertel 
Zwar ist nicht zu erwarten, daß sich durch dii 
Wahl Levinsons, der zu den exponierten Kritiken 
der Multinationalen gehört, an der Politik de 
Unternehmens Wesentliches ändert. Die Gewerk 
schäften dokumentieren aber, daß sie es trot 
aller Hindernisse ernst meinen mit ihrem Zie 
eine gemeinsame Politik gegenüber den Multi 
nationalen zu verfolgen.

Für die deutschen Gewerkschaften kann die Eni 
scheidung außerdem den erwünschten Effekt he 
ben, daß das Konzept der Mitbestimmung im Aus 
land weiter an Popularität gewinnt. Lange Ze 
stand die Mehrzahl der ausländischen Gewerl< 
schäften der Mitbestimmung ablehnend geger 
über mit der Begründung, sie verwische die Fror 
ten zwischen Unternehmern und A rbeitnehm er 
Die in den letzten Jahren zu beobachtenden Ar 
Zeichen fü r ein Umdenken dürften sich durch de 
spektakulären Schritt der IG Chemie weiter vei 
stärken. m

EG-Präferenzen

Bulgarien ante portas

I n einer Eingabe an den amtierenden Präsider 
ten des EG-Ministerrates hat der bulgarisch 
Außenhandelsminister Hristo den Wunsch seine 
Landes artikuliert, in die Liste der Entwicklung: 
länder aufgenommen zu werden, die bereits se 
1971 im Rahmen des Allgemeinen Zollpräferen; 
systems ihre Exporte zu Vorzugsbedingunge 
im EG-Raum absetzen können. Bulgarien vertri 
die Auffassung, es sei hinsichtlich Entwicklung! 
stand und W irtschaftsstruktur diesen Länder 
gleichzusetzen, und verweist im übrigen auf Ri 
mänien, das seit 1974 diese Zollvergünstigunge 
genießt.

Das Gleichbehandlungsbegehren ist sicherlic 
ein starkes Argument. Dennoch sollte es noc
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nicht zu spät sein, die osteuropäische Öffnung 
des Präferenzsystems generell zu problematisie
ren. Es ist nämlich zu fragen, ob Bulgarien eben
so wie Jugoslawien und Rumänien — abgesehen 
von seiner politischen Affin itä t — den übrigen 
Ostblockstaaten nicht auch ökonomisch näher 
steht als dem Gros der tatsächlich präferenzbe
dürftigen Entwicklungsländer. Das Pro-Kopf-Ein- 
kommen der drei genannten Länder liegt bereits 
jenseits der 1000-$-Grenze, wobei Bulgarien nach 
Weltbankschätzungen sogar noch vor Rumänien 
und Jugoslawien rangiert. Die kritische Überprü
fung ihrer Präferenzbedürftigkeit müssen sich 
darüber hinaus aber auch einige Entwicklungs
länder selbst gefallen lassen, die bereits die 
Schwelle zum Industrieland erreicht oder über
schritten haben und m ittlerweile die Präferenz
importe der EG zu einem großen Teil unter sich 
ausmachen.

Der bulgarische Antrag kann also heute nicht 
mehr isoliert beurteilt werden. Die EG steht unter 
einem zunehmenden Druck, zwischen den aktuel
len und potentiellen Präferenznehmern zu diffe
renzieren. Bei den heiklen Textileinfuhren und 
auch bei der Butoir-Regelung für die Ärmsten der 
Armen hat man begonnen. Um eine generelle Re
vision der Länderlisten drückt sich die EG aber 
nach wie vor. Wie lange noch? bo

IWF

Kreditaufnahme bei Privaten?

Eine Mittelfinanzierung durch Kreditaufnahmen 
an den internationalen Finanzmärkten ist für den 
IWF angesichts von Quotenerhöhung und Witte- 
veen-Fazilität gegenwärtig zwar noch nicht spruch
reif. Dennoch wird dieses Thema zumindest in
tensiv diskutiert, u. a. wohl auch deswegen, weil 
nicht sicher ist, ob die offiziellen Mittel ausrei
chend weiterfließen werden.

Zudem haben die Länder der Dritten Welt, deren 
Schuldenproblem besonders gravierend ist, bei 
ihrer Defizitfinanzierung zunehmend auf private 
Quellen zurückgegriffen, und dieser Trend hält 
weiter an. Im Interesse eines funktionsfähigen 
Währungssystems wäre aber ein größeres Enga
gement des IWF wünschenswert: Durch eine so 
stärker zentralisierte Kreditvergabe könnte auf 
einzelne Länder intensiver Druck zur Zahlungs
bilanzsanierung ausgeübt werden. Dagegen sind 
bei privaten Instituten Kredite an Regierungen 
kaum mit solchen volkswirtschaftlichen Auflagen 
verknüpfbar. Neben dieser kreditmäßigen Zusam
menarbeit könnte sich gleichzeitig eine gewisse 
„Informationskooperation“ entwickeln. Die Ban
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ken würden dabei von dem in langjähriger Pra
xis gewonnenen Know-how des IWF profitieren 
und könnten ihr Kreditrisiko senken. Der IWF 
würde seinerseits diese Bankkredite im gewissen 
Umfang systemkonform mitsteuern.

Insgesamt scheint ein stärkeres IWF-Engagement 
im Hinblick auf die Defizit-Finanzierung durch Mit
telaufnahmen an den privaten Kapitalmärkten und 
einer damit möglicherweise einhergehenden Aus
kunftskooperation zweckmäßig, auch wenn da
durch teilweise Bank- und Währungsrisiken über
nommen werden. Voraussetzung wäre allerdings 
eine strenge Ausleihpolitik, die auf die Einhaltung 
der mit den Krediten verbundenen Auflagen 
achtet. kr

DDR

Heimliche Zweitwährung

Überraschend hat sich SED-Parteisekretär Ho- 
necker kürzlich vor führenden Parteifunktionären 
über die bis dato offiziell tabuisierten Intershops 
geäußert, in denen „W estler“ — und seit Beginn 
der siebziger Jahre auch DDR-Bürger -  westliche 
Markenerzeugnisse gegen Devisen erstehen kön
nen. Die Intershops, so Honecker, seien zwar 
keine „ständige Begleiterscheinung des Sozialis
mus“ , doch hielten sie die für die Entwicklung der 
Volkswirtschaft notwendigen Devisen im Lande.

Diese Äußerungen Honeckers verwundern auf den 
ersten Blick, denn der Anteil der ständig zuneh
menden Intershops am Einzelhandelsumsatz der 
DDR dürfte bisher bei höchstens 1 %  liegen. Pro
blematisch sind aber besonders die sozialen Fol
gen der Shopaktivitäten: nicht jeder DDR-Bürger 
kommt an Devisen heran, so daß geradezu zwei 
Klassen — eine mit und eine ohne Devisen — zu 
entstehen drohen. Dies g ilt nicht allein in bezug 
auf die Intershops, denn m ittlerweile haben sich 
die in der DDR kursierenden Devisen — überwie
gend DM — neben der Mark (Ost) als eine Art 
Zweitwährung etabliert, deren Anziehungskraft 
schon in zahlreichen Fällen zur Bildung schwarzer 
Märkte mit all ihren Problemen für den volksw irt
schaftlichen Planungsprozeß geführt hat. Ho
neckers Verteidigung der Intershops zeigt jedoch, 
daß an deren Einschränkung ernsthaft nicht ge
dacht wird. Dafür sind sie als Devisenquelle zu 
wichtig. Vielmehr soll das Angebot attraktiver 
Produkte, die gegen Ostmark zu erhalten sind, 
über die sogenannten Exquisitläden erweitert 
werden. Ob das angesichts des seit langem über
lasteten Produktionsapparates und der defizitären 
Handelsbilanz gelingen wird, erscheint allerdings 
fraglich. ud
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